
28 7-8 | 2026

Von der Pflicht zum Mehrwert

Wie Verteilnetzbetreiber § 14a EnWG 
strategisch umsetzen können
Mit § 14a EnWG rückt die Niederspannung in den operativen Fokus des Netzbetriebs. In der Praxis 
zeigt sich jedoch, dass die Umsetzung weniger an fehlender Technik scheitert als an mangelnder 
Transparenz und fragmentierten Daten. Vor allem für kleine und mittlere Netzbetreiber wird dies zur 
zentralen Herausforderung, da begrenzte Ressourcen auf hohe regulatorische Anforderungen treffen. 
Wer diese Hürde jedoch strukturiert überwindet, erfüllt nicht nur regulatorische Vorgaben, sondern 
erschließt strategische Potenziale für einen effizienteren Netzbetrieb.

Die Energiewende verändert die Nieder-
spannungsnetze grundlegend. Die de-
zentrale Einspeisung über Photovoltaik-
anlagen nimmt zu, gleichzeitig steigen 
durch Wärmepumpen, Wallboxen und 
Speicher die Lasten im Netz. Stromflüs-
se verlaufen nicht mehr eindimensio-
nal, sondern dynamisch und räumlich 
verteilt.

Mit § 14a EnWG hat sich der Handlungs-
druck auf Netzbetreiber deutlich erhöht. 
Sie sind seit 2024 verpflichtet, steuer-
bare Verbrauchseinrichtungen bei dro-
henden Engpässen zu regulieren. Für 
kleine und mittlere Netzbetreiber stellt 

dies eine besondere Herausforderung 
dar. Die Vorgaben sind bundesweit ein-
heitlich und müssen unabhängig von 
der Unternehmensgröße organisato-
risch und technisch umgesetzt werden. 
In der Praxis treffen diese Anforderun-
gen häufig auf begrenzte Umsetzungs-
ressourcen und heterogene, historisch 
gewachsene Systemlandschaften.

Gleichzeitig setzt eine diskriminierungs-
freie und damit objektiv begründete 
sowie zielgerichtete Steuerung Trans-
parenz über Netzzustände voraus. Ohne 
belastbare Datenbasis lassen sich weder 
Engpässe sicher erkennen noch Steue-

rungsentscheidungen nachvollziehbar 
treffen. Damit entwickelt sich die Nie-
derspannung vom »blinden Fleck« zum 
zentralen Handlungsfeld im Netzbe-
trieb.

Vom regulatorischen Druck zum 
strategischen Vorteil 

Gerade in dieser Herausforderung 
liegt jedoch ein strategisches Poten-
zial. Denn die Anforderungen aus § 14a 
EnWG zwingen dazu, Netzzustände erst-
mals systematisch steuerbar zu ma-
chen. Entscheidend ist dabei, die dafür 
notwendige Transparenz zu schaffen 
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und Daten so aufzubereiten, dass sie 
operativ nutzbar werden. Genau hier 
liegt der eigentliche Hebel. Wer Daten 
systematisch in den Netzbetrieb einbin-
det, erfüllt nicht nur regulatorische Vor-
gaben, sondern schafft die Grundlage 
für eine effizientere Netzführung.

Datentransparenz als Voraussetzung 
für Steuerbarkeit

In der Praxis zeigt sich jedoch, warum 
viele Netzbetreiber bislang hinter die-
sem Anspruch zurückbleiben. Trotz ver-
fügbarer Technologien kommen Projekte 
häufig nur langsam voran. Oft bestehen 
fragmentierte Systemlandschaften, in 
denen Daten zwar vorhanden sind, aber 
nicht zusammengeführt werden. Mess-
werte liegen in unterschiedlichen For-
maten vor oder sind zeitlich verzögert 
verfügbar, sodass kein konsistentes La-
gebild entstehen kann. Hinzu kommt 
ein verzögerter Smart-Meter-Rollout 
aufgrund hoher regulatorischer Anfor-
derungen und komplexer Marktprozes-
se, der die Datenbasis zusätzlich lücken-
haft hält.

Häufig entsteht die Annahme, dass § 14a 
EnWG erst bei vollständig ausgebauter 
Messinfrastruktur sinnvoll umsetzbar 
ist. In der Praxis führt diese Erwartung 
zu überdimensionierten Zielbildern und 
fehlender Priorisierung, wodurch Pro-
jekte unnötig komplex werden und sich 
der Einstieg verzögert.

Entscheidend ist aber nicht die voll-
ständige Datengrundlage, sondern ein 
belastbares und bewertbares Lagebild 
der Niederspannung. Wer Netzzustän-
de nicht nur sieht, sondern auch einzu-
ordnen weiß, kann Engpässe frühzeitig 
erkennen und die Netzauslastung ge-
zielt steuern.

Mit der VDE-FNN-Empfehlung zu Tenor-
ziffer 2c liegt erstmals eine bundesein-
heitliche technische Konkretisierung für 
die netzorientierte Steuerung nach § 14a 
EnWG vor. 

Kern der Empfehlung ist die Einführung 
klarer Netzbetriebszustände auf Basis der 
physikalischen Größen Strom und Span-

nung. Der Netzbetreiber ist demnach be-
reits im kritischen Betrieb – also vor einer 
tatsächlichen Grenzwertverletzung – be-
rechtigt, steuerbare Verbrauchseinrich-
tungen netzorientiert zu steuern. Als 
Leistungsgrenze wird empfohlen, ent-
weder 80 % der zulässigen Strombelast-
barkeit oder 80 % der zulässigen Span-
nungseinsenkung gemäß DIN EN 50160 
anzusetzen. Dieser Sicherheitsabstand 
ermöglicht es dem Netzbetreiber, recht-
zeitig zu reagieren und Überlastsituatio-
nen zuverlässig zu vermeiden.

Der erste Schritt einer erfolgreichen 
Umsetzung besteht daher darin, 
Transparenz herzustellen. Ziel ist es, 

Screenshot aus dem Niederspannungscockpit von OpenKonsequenz zu einer 
Transformatorstation

BTC-Lösung für eine automatische, sichere und netzdienliche Steuerung (aller relevanten Verbrauchseinrichtungen) gemäß §14a EnGW

PV-Anlagen

Stromnetz

Wallboxen

§14a EnWG
Regulierungsmöglichkeiten der Netz-
auslastung durch Netzbetreiber bei 
Engpässen

inttelligente Steuerung

Batteriespeicher

Wärmepumpen
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Netzzustände in der Niederspannung 
systematisch zu erfassen und grundle-
gende Kennzahlen für den operativen 
Betrieb zu etablieren. Eine flächende-

ckende Ausstattung aller Ortsnetze ist 
hierfür nicht zwingend erforderlich. In 
der Praxis hat sich ein selektiver Ansatz 
bewährt, bei dem zunächst besonders 

relevante Netzbereiche betrachtet wer-
den. Bereits wenige, gezielt platzierte 
Messpunkte können ausreichen, um 
kritische Situationen zu identifizieren 
und erste operative Kennzahlen zu eta-
blieren. 

Gerade weil Messdaten häufig nur 
punktuell oder zeitverzögert vorlie-
gen, ist die Integration von Mess- und 
Betriebsdaten aus unterschiedlichen 
Quellen in eine zentrale Daten- und 
Integrationsschicht relevant. Erst da-
durch entsteht ein konsistentes und 
nutzbares Gesamtbild der Nieder-
spannung. Plattformansätze, die die-
se Daten bündeln und für den Netz-
betrieb aufbereiten, schaffen die not-
wendige Grundlage. 

Schrittweise Umsetzung statt Big 
Bang

Die Anforderungen des § 14a EnWG las-
sen sich entlang eines mehrstufigen pra-
xiserprobten Modells umsetzen. Statt 

Einbindung des Niederspannungscockpits in die Systemlandschaft eines Messstellenbetreibers 

Häufige Stolpersteine
	▖ fehlende oder verteilte Datenbasis in der Niederspannung
	▖ isolierte Betrachtung einzelner regulatorischer Anforderungen
	▖ zu ambitionierte Projektansätze mit hoher Anfangskomplexität
	▖ unklare Prozesse, Rollen und Zuständigkeiten im Netzbetrieb

Bewährte Erfolgsfaktoren
	▖ schrittweiser Einstieg statt umfassender Komplettlösung
	▖ frühe Fokussierung auf Transparenz und Netzzustandsbewertung
	▖ Nutzung standardisierter Fach‑ und Integrationslösungen
	▖ klare Trennung von fachlichen Anforderungen und technischer Umsetzung
	▖ Nutzung verprobter Lösungsansätze wie openKonsequenz statt  
aufwendiger Eigenentwicklungen

Praxis‑Check § 14a EnWG

Fachinformationen zum 
energiewirtschaftlichen 
Steuerrecht

Bericht aus Berlin

Änderungen im 
Energie- und Stromsteuer-
recht ab 2024

vom 01.02.2024
Die wichtigsten Änderungen im Energie-
steuer- und Stromsteuerrecht ab dem
01.01.2024 lauten, wie folgt:

Änderung der Begünstigungen für
Unternehmen des Produzierenden 
Gewerbes

Mit dem Haushaltsfinanzierungsgesetz
2024 hat der Bundestag Ende des letzten
Jahres beschlossen, dass Unternehmen
des Produzierenden Gewerbes ab dem
01.01.2024 nur noch mit 50 Cent/MWh
Stromsteuer belastet werden. Diese Be-
günstigung wird durch eine Änderung
des Entlastungstatbestands § 9b
StromStG umgesetzt (vgl. § 9b Abs. 2a
Stromsteuergesetz). Begünstigte Unter-
nehmen, die den Strom zum vollen Steu-
ersatz (20,50 €/MWh) beziehen oder
selbst versteuern, erhalten somit ab dem
01.01.2024 auf Antrag eine Entlastung
von 20,00 €/MWh. Der Spitzenausgleich
(§ 55 Energiesteuergesetz, § 9b
StromStG) ist dagegen zum 31.12.2023
ausgelaufen.

Exkurs: Optimierung des Cashflows
für Stromversorger

Strom, für den Stromsteuer anfällt, er-
fordert die Einreichung einer Steueran-
meldung beim zuständigen Hauptzoll-
amt. Bei einer üblicherweise jährlichen
Abgabe der Steueranmeldung sind
gemäß § 8 Abs. 6 StromStG monatliche
Vorauszahlungen vom Steuerschuldner
zu entrichten. Die Höhe dieser Voraus-
zahlungen wird durch das Hauptzollamt
durch Vorauszahlungsbescheid festge-
setzt.

In diesem Zusammenhang ist wichtig
zu wissen, dass gemäß § 6 Abs. 2 Strom-
steuer-Durchführungsverordnung
(StromStV) für Steuerschuldner (Strom-
versorger) die Möglichkeit besteht, die
voraussichtliche Stromsteuerschuld mit
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umfassender Gesamtlösungen können 
gezielt einzelne Funktionen umgesetzt 
werden, die kurzfristig erforderlich sind. 
Standardisierte Anwendungen und zen-
trale Integrationsansätze reduzieren 
den Entwicklungsaufwand und ermög-
lichen eine planbare Umsetzung. Zu-
dem erleichtert die Trennung fachlicher 
Prozesse und technischer Infrastruktur 
den Einstieg. Während Integrations-, Be-
triebs- und Sicherheitsfunktionen zen
tral bereitgestellt werden können, bleibt 
der Fokus des Netzbetreibers auf den 
operativen Kernprozessen. Gerade für 
kleinere und mittlere Netzbetreiber ent-
steht so die Möglichkeit, regulatorische 
Anforderungen mit überschaubarem 
Aufwand zu erfüllen und gleichzeitig 
die Grundlage für eine weiterführende 
Digitalisierung zu legen.

In der Transparenzphase werden erste 
Messpunkte angebunden und Netzzu-
stände visualisiert. Ziel ist ein initiales 
Lagebild mit unmittelbarem Mehrwert.

Darauf folgt die Integrationsphase, in der 
weitere Datenquellen und Systeme einge-

bunden werden. Eine zentrale Daten- und 
Integrationsschicht sorgt für Konsistenz.

In der operativen Phase werden darauf 
aufbauend Steuerungsprozesse etab-
liert, zum Beispiel zur netzdienlichen Re-
duktion von Lasten gemäß § 14a EnWG.

In der abschließenden Stabilisierungs-
phase geht es darum, Betrieb, Prozes-
se und Governance-Strukturen zu festi-
gen. Standardisierung und Monitoring 
sichern die nachhaltige Nutzung. Dazu 
gehört auch, organisatorische Grund-
lagen zu schaffen, zum Beispiel klare 
Prozesse, standardisierte Schnittstel-
len und definierte Verantwortlichkei-
ten. Gleichzeitig sind Sicherheitsanfor-
derungen von Anfang an mitzudenken, 
vor allem im Kritis-Umfeld, in dem der 
Schutz sensibler Netzdaten Vorausset-
zung für einen stabilen und skalierba-
ren Betrieb ist.

Dieses iterative Vorgehen reduziert Risi-
ken, ermöglicht schnelle Ergebnisse und 
lässt sich an unterschiedliche Ausgangs-
situationen anpassen.

Fazit

Die Umsetzung des § 14a EnWG ist kein 
singuläres IT‑Projekt, sondern Teil einer 
strukturellen Weiterentwicklung des 
Netzbetriebs. Mit den aktuellen Empfeh-
lungen des VDE-FNN wird ein messwert-
basierter Ansatz gestützt. Wer also Trans-
parenz in der Niederspannung schafft, 
Daten systematisch integriert und Steue-
rungsprozesse schrittweise aufbaut, er-
füllt nicht nur regulatorische Anforde-
rungen, sondern legt die Grundlage für 
eine nachhaltige und steuerbare Verteil-
netzführung. Gerade für kleine und mitt-
lere Netzbetreiber bietet dieser Ansatz die 
Möglichkeit, regulatorische Pflichten mit 
überschaubarem Aufwand umzusetzen.

Dr.-Ing. Mirco Josefiok, 
Solution Lead Grid Services, 
BTC AG

>>	 mirco.josefiok@btc-ag.com
>>	 www.btc-ag.com
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